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Beratungsfolge Sitzungstermin Zustandigkeit
Stadtvertretung 08.12.2020 Anhorung

Stellungnahme der Kommunalaufsicht zum nicht gewahlten 1. stellv.Vorsitzenden des
Stadtwerkeausschusses und 2. stellv. Vorsitzenden des Sozialausschusses

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 02.09.2020 hatte ich die Kommunalaufsicht um Stellungnahme gebeten,
da es in den vergangenen Sitzungen zu keiner Wahl des 1. Stellv. Vorsitzenden des Stadt-
werkeausschusses und des 2. Stellv. Vorsitzenden des Sozialausschusses gekommen ist.

Mit Email vom 02.12.2020 nimmt die Kommunalaufsicht wie folgt Stellung:
.Rechtlich stellt sich die Situation wie folgt dar:

Die Gemeindeordnung flr Schleswig-Holstein (GO) sieht keine Pflicht fir die Wahl von stell-
vertretenden Ausschussvorsitzenden vor (vgl. Dehn/Wolf in PdK SH B-1, § 46 GO Rn. 29).
Und auch wenn es standige Ubung in der Stadtvertretung Norderstedt ist, fir den Aus-
schussvorsitz jeweils zwei Stellvertretende zu wahlen, so enthalt auch die Hauptsatzung der
Stadt Norderstedt keine derartige Regelung. Somit liegt grundsatzlich in der unterbliebenen
Besetzung der Stellen der bzw. des 1. stellvertretenden Vorsitzenden des Stadtwerkeaus-
schusses sowie der bzw. des 2. stellvertretenden Vorsitzenden des Sozialausschusses kein
Rechtsverstol}.

Hinzu kommt, dass die aktuelle Nichtbesetzung nicht zu einer Arbeitsunfahigkeit der beiden
Ausschusse fuhrt. Eine Vorsitzende bzw. ein Vorsitzender ist jeweils vorhanden, sodass von
einer generellen Arbeitsunfahigkeit nicht ausgegangen werden kann.

Zwar ist lhre Annahme korrekt, dass jedenfalls nach fiinf Monaten eine gescheiterte Wahl
nicht als Verhinderung gilt und somit gemal § 46 Absatz 5 Satz 8 bei einer tatsachlichen
Verhinderung der bzw. des Vorsitzenden sowie der bzw. des vorhandenen Stellvertretenden
nicht das alteste Mitglied die Sitzung des Ausschusses leiten kann. Eine Funktionsunfahig-
keit des Ausschusses wird hierdurch jedoch nicht ohne weiteres begrindet. Ist sowohl die
bzw. der Vorsitzende als auch die bzw. der Stellvertretende verhindert, kann bei dringendem
Entscheidungsbedarf die zustandige Kommunalaufsicht gebeten werden, auf Grundlage von
§ 127 GO flr den Zeitraum der Verhinderung eine Beauftrage oder einen Beauftragten fir
die Aufgaben der bzw. des Vorsitzenden zu bestellen.

Da das Vorschlagsrecht fur die noch nicht besetzten Stellen unentziehbar bei der AfD -
Fraktion verbleibt, die Funktionsfahigkeit der Ausschisse aber auch ohne die Besetzung
grundsatzlich weiterhin besteht, kann die beschriebene Situation nicht kommunalaufsichts-
rechtlich geldst werden, sondern bedarf einer politischen Losung.”

Sachbearbeiter/in | Fachbereichs- Amtsleiter/in mitzeichnendes Amt (bei Stadtrat/Stadtratin | Oberblrgermeisterin
leiter/in Uber-/ auBerplanm. Ausga-
ben: Amt 11)

Seite 1/1




	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

